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Neue Zahlen zeigen: Die 
Exekutiven der Schweizer 
Städte bleiben vielerorts 
eine Männerdomäne. 

Luca De Carli

In Uster ist am vergangenen Wochenende 
eine Frau Stadtpräsidentin geworden, in 
Winterthur hat es die weibliche Kandida-
tin immerhin geschafft, den männlichen 
Amtsinhaber unter Druck zu setzen. 
Doch solche Geschichten sind weiterhin 
die Ausnahme, wie neue Zahlen des Bun-
desamts für Statistik (BFS) zeigen. Ge-
mäss den aktualisierten Daten zu den 
Schweizer Stadträten ist schweizweit 
noch immer nur jedes vierte Mitglied 

(26,5 Prozent) einer städtischen Exeku-
tive eine Frau. Erfasst sind in der Statis-
tik aktuell insgesamt 1059 politische Man-
date in 162 Städten. Eine grosse Zahl, die 
wenig Raum für Zufallsergebnisse lässt. 
Zum Vergleich: In den 26 Kantonsregie-
rungen liegt der Frauenanteil aktuell bei 
24 Prozent, in den Geschäftsleitungen 
der 100 wichtigsten Schweizer Unterneh-
men bei 7 Prozent.

Am Stichtag 1. August 2017 waren von 
den 1059 Mandaten in Schweizer Stadt-
räten 778 von Männern besetzt und 281 
von Frauen. Noch deutlicher wird der 
Unterschied, wenn man die finanziell at-
traktiveren vollamtlichen Mandate und 
die nebenamtlichen Mandate getrennt 
vergleicht: Bei den nebenamtlichen 
Mandaten waren 27,6 Prozent von 
Frauen besetzt, bei den vollamtlichen 

waren es 21,6 Prozent. Eine Frauen-
mehrheit hatten am Stichtag nur 9 von 
162 Schweizer Städten. Gar keine Frauen 
sassen in den Exekutiven von 19 Städten.

Die EVP liegt an der Spitze
Vergleicht man die aktuellen Zahlen mit 
jenen aus früheren Jahrzehnten, fällt 
auf: Der Frauenanteil stagniert schon 
seit längerem. Bereits Mitte des vergan-
genen Jahrzehnts kamen auf eine Frau in 
einer Stadtregierung drei Männer (2005: 
Frauenanteil 24,9 Prozent). Es gibt also 
seit über einem Jahrzehnt kaum noch 
Veränderungen.

Das war nicht immer so: Seit der 
Frauenanteil in den Stadtregierungen 
1983 ein erstes Mal statistisch erfasst 
worden ist, hat er sich mehr als vervier-
facht. Zu jener Zeit kam die Schweiz auf 

5,8 Prozent Stadträtinnen. Zehn Jahre 
später immerhin schon auf 15,8 Prozent.

Aufschlussreich ist auch der Ver-
gleich der Parteien. Den höchsten Frau-
enanteil hat aktuell die EVP mit 47,4 Pro-
zent (9 von 19 Mandaten), gefolgt von 
den Grünliberalen mit 41,7 Prozent (10 
von 24 Mandaten). Bei den grossen Par-
teien mit jeweils weit über 100 Manda-
ten liegen die linken deutlich vor den 
bürgerlichen: Der Frauenanteil ist bei 
der SP (40,7 Prozent) fast viermal so 
hoch wie bei der SVP (11,0 Prozent). Und 
beinahe doppelt so hoch wie bei FDP 
(22,3 Prozent) und CVP (24,3 Prozent).

Einsam bei der SVP
Die SP ist dafür die einzige der grossen 
Parteien, deren Frauenanteil im Ver-
gleich zur Mitte des vergangenen Jahr-

zehnts leicht gesunken ist. 2005 kamen 
die Sozialdemokraten noch auf einen 
Frauenanteil von 41,2 Prozent.

Eine Frauenmehrheit gibt es aktuell 
bei keiner Partei. Im Langzeitvergleich 
war dies lediglich zu Beginn der 1990er-
Jahre einmal bei den Grünen der Fall. 
Sie kamen 1993 auf einen Frauenanteil 
unter ihren Stadträten von 53,8 Prozent. 
Dies allerdings bei insgesamt lediglich  
13 Mandaten. Zehn Jahre später hatten 
die Grünen die Zahl ihrer Mandate fast 
verdoppelt – und den Frauenanteil fast 
halbiert (29,2 Prozent).

Ziemlich einsam dürfte man sich 
schliesslich 1983 als Stadträtin der SVP 
gefühlt haben. Genau ein einziges Man-
dat wurde damals von einer SVP-Frau 
gehalten: von Myrtha Simmen in Adlis-
wil im Kanton Zürich.

In 19 Schweizer Städten sitzt keine einzige Frau in der Regierung

Christoph Aebischer

Die Fieberkurve steigt jeweils rasant: 
Kaum melden lokale Beobachter Über-
griffe im Ausland, in die Schweizer 
Unternehmen verwickelt sind, laufen 
Telefonleitungen heiss. Gestern war es 
wieder so weit. Am 3. April vertrieb die 
Nationalpolizei Perus Bäuerinnen von 
einem Landstück. Sechs wurden dabei 
laut der Entwicklungsorganisation Co-
mundo verletzt. Sie protestierten gegen 
den Schweizer Rohstoffkonzern Glen-
core, der dort auf Bauernland neue 
Schürfgebiete für die Kupfermine Anta-
paccay erschliesst.

Die Nervosität ist das Verdienst der 
2016 eingereichten Konzernverantwor-
tungsinitiative. Sie will erreichen, dass  
Schweizer Mutterkonzerne für Verlet-
zungen von Menschenrechten und Um-
weltstandards im Ausland zur Rechen-
schaft gezogen werden können. Dahin-
ter stehen 97 Nichtregierungsorganisa-
tionen. Zusammen erreichen sie über 
eine Million Personen. Diese geballte 
Kraft macht Eindruck. Seit vergangenem 
Herbst wird darum im Bundeshaus ver-
sucht, dem populären Anliegen etwas 
entgegenzusetzen. Gestern brütete die 
Rechtskommission des Nationalrats 
über einem Kompromissvorschlag von 
Karl Vogler (CSP, Obwalden) und Hans-
Ulrich Vogt (SVP, Zürich). Vogler konnte 
am Abend noch nicht sagen, wie der An-
trag ankam. Die Parlamentsdienste wol-
len heute informieren. 

Griffig bei Menschenrechten
Die Initianten seien bereit, die Volks
initiative zurückzuziehen, verspricht 
Dick Marty als Co-Präsident des Initiativ-
komitees. Dies allerdings nur, wenn die 
Kommission und später das Bundespar-
lament den Gegenvorschlag unverän-
dert gutheisst. 

Der Gegenvorschlag nimmt die 
Hauptanliegen der Initianten auf: Er 
würde bei einem Vorfall wie in Peru grei-
fen, bestätigt Kommissionsmitglied und 
Antragssteller Vogler: «Selbstverständ-
lich erfasst dieser den Schutz von Leib 
und Leben sowie jenen von Eigentum.» 
Die betroffenen Frauen in Peru behar-
ren laut Comundo darauf, dass sie recht-
mässige Besitzer dieses Landes seien. 
Glencore schreibt, man habe es 2009 er-
worben. Fest steht: Am 3.  April eska-
lierte der Streit. Die Frauen hätten Mit-
arbeiter mit Steinen beworfen, hält 
Glencore fest. Darauf habe die Polizei 
eingegriffen. Vorwürfe, dass Glencore 
für die Gewalt mitverantwortlich sei, 
weist man zurück. Comundo hebt die 
ungleichen Machtverhältnisse hervor. 
Die lokale Bevölkerung habe keine Mit-
tel, um ihre schlecht verbrieften Eigen-
tumsrechte durchzusetzen.

Wer bei einer Klage in diesem Fall 
recht bekäme, ist offen. Für die Initian-
ten ist aber klar: Würde die Konzernver-
antwortung im Rahmen der laufenden 
Aktienrechtsreform erhöht, hätten die 
peruanischen Frauen rascher eine 
rechtliche Handhabe als mit der Initia-
tive. Darum sind sie zu Abstrichen be-
reit. Dass ein Mittelweg der Wirtschaft 

eher nützen als schaden würde, finden 
auch international tätige Unternehmen, 
etwa der Westschweizer Verband Grou-
pement des Entreprises Multinationales 
mit 92 Mitgliedern oder Ikea und Migros. 
Sie machen sich ebenfalls stark für den 
Gegenvorschlag.

Dieser geht in zwei Punkten weniger 
weit als die Initiative. Während er bei 
Menschenrechtsverletzungen wirksam 
wäre, sind Umweltschäden gemäss Vog-
ler nur erfasst, wenn sie Menschen-
rechte tangieren. Ausserdem bliebe der 
Kreis der betroffenen Firmen einge-
schränkt. Im Wesentlichen wären es Fir-
men, deren Geschäftstätigkeit beträcht-
liche Risiken birgt. Sie müssten darüber 
hinaus mindestens zwei der folgenden 
drei Kriterien erfüllen: mehr als 250 Be-

schäftigte, einen höheren Gewinn als  
40 Millionen Franken und mehr Umsatz 
als 20 Millionen Franken pro Jahr. Aus-
nahmsweise könnten kleinere Firmen 
mit hohen Risiken in den Geltungsbe-
reich fallen.

Für den Wirtschaftsdachverband 
Economiesuisse reicht das alles nicht. Er 
befürchtet viel Aufwand für die Firmen 
und damit höhere Kosten. Zudem stösst 
er sich an der Sorgfaltspflicht. Wer die 
Regeln dazu einhält, kann Klagen ab-
wenden. Economiesuisse sieht darin 
eine «Umkehr der Beweislast». De facto 
müssten Unternehmen damit ihre Un-
schuld belegen können.

«Keine Umkehr der Beweislast»
Vogler weist diese Einschätzung zurück: 
An der Beweisverteilung der heutigen 
Geschäftsherrenhaftung ändere sich 
nichts. Um beim Beispiel der peruani-
schen Frauen zu bleiben: Diese müssten 
erstens den Schaden beweisen, zweitens 
die Widerrechtlichkeit des Eingriffs, 
drittens einen kausalen Zusammenhang 
zur Geschäftstätigkeit von Glencore und 
viertens, dass Glencore die Kontrolle 

ausübt über die Unternehmenseinheit 
oder die Tochterfirma, deren Verhalten 
beanstandet wird.

Der Rohstoffkonzern äusserte sich 
gestern vorsichtig zu den Bestrebungen 
der nationalrätlichen Rechtskommis-
sion. Der verhandelte Gegenvorschlag 
sei Glencore nicht bekannt. Insgesamt 
bevorzuge man die Linie des Bundes-
rats. Dieser empfahl im Herbst die Ab-
lehnung der Initiative. Die Regierung 
baut darauf, dass sich die Wirtschaft frei-
willig Regeln auferlegt. Es sei wichtig, 
dass die Schweiz international koordi-
niert vorgehe.

Alt-FDP-Nationalrat Dick Marty hält   
es für illusorisch, dass die Wirtschaft aus 
eigenem Antrieb handelt. Gelehrt hat 
ihn dies der Umgang mit der Geldwä-
scherei. 1998 trat nach jahrelangem Rin-
gen das Geldwäschereigesetz in Kraft. So 
wenig wie dort traut es der frühere 
OSZE-Abgeordnete für Menschenrechte 
der Wirtschaft zu, den Menschenrech-
ten im Ausland Nachachtung zu ver-
schaffen: «Selbstregulation funktioniert 
für gute Schüler, aber es gibt eben auch 
sehr schlechte Schüler.»

Wer Menschenrechte missachtet,  
soll dafür geradestehen müssen
Die Nationalratskommission nimmt einen letzten Anlauf zur Entschärfung der Konzernverantwortungsinitiative. 

«Die Selbstregulation 
funktioniert für gute 
Schüler. Aber es gibt 
auch schlechte Schüler.»
Dick Marty, Alt-Nationalrat

Eine Bäuerin legt sich am 3. April 2018 einem Bulldozer in den Weg: Protest gegen Glencore in Peru. Foto: Vidal Merma

Die Zahl der Angestellten  
mit befristeten Verträgen  
ist in den letzten Jahren  
von 220 000 auf 300 000  
gestiegen. 

Aus Italien, Frankreich und Deutschland 
ist das Phänomen der «Generation Prak-
tikum» bekannt. Auch gut ausgebildete 
junge Frauen und Männer haben in die-
sen Ländern teilweise grosse Mühe, 
feste Anstellungen zu finden. In der 
Schweiz gibt es zwar keine solche Gene-
ration, doch die Zahl der befristeten 
Arbeitsverhältnisse nimmt auch hier 
markant zu. Der Anteil der Arbeitneh-
menden ohne feste Stelle ist seit 2010 
von 6,7 auf 8 Prozent gestiegen, wie das 
Bundesamt für Statistik gestern mel-
dete. In absoluten Zahlen hatten 2017 
rund 300 000 Personen eine befristete 
Stelle, 80 000 mehr als im Jahr 2010. 
Wenig überraschend ist, dass der Anteil 
bei den Jüngsten am höchsten ist. Bei 
den 15- bis 24-Jährigen befand sich fast 
jede und jeder Vierte in einem Arbeits-
verhältnis mit Ablaufdatum. Die Lehr-
linge sind hier nicht mitgezählt. Ein 
Grossteil der befristeten Jobs entfiel auf 
Praktika. Aber auch die nicht mehr ganz 
so jungen Angestellten stehen häufiger 
ohne unbefristeten Vertrag da: Bei den 
25- bis 39-Jährigen liegt ihr Anteil mitt-
lerweile bei 10 Prozent.

Die Gewerkschaft Travailsuisse re-
agierte gestern besorgt auf die neuen 
Zahlen, ohne allerdings gleich Alarm zu 
schlagen. Sie betont einerseits, dass be-
fristete Jobs bei den Angestellten zu 
grossen Unsicherheiten führen könnten. 
Andererseits hält sie aber auch fest, dass 
Praktika Jungen grundsätzlich einen  
guten Übergang von der Ausbildung ins 
Arbeitsleben ermöglichen könnten. Des-
halb verlangt Travailsuisse nun eine ver-
tiefte Analyse der laufenden Entwick-
lung. Gerade bei Praktika stimmten allzu 
oft die Rahmenbedingungen nicht und 
die Praktikanten würden als «billige 
Arbeitskräfte» ausgenutzt. Die Gewerk-
schaft verlangt von der Politik klarere 
Vorschriften etwa zu Dauer, Inhalten 
und Lohn.

Im Parlament stammt der letzte ver-
bindliche Vorstoss zum Thema jedoch 
nicht von links, sondern von der SVP: 
Sie verlangte ein Verbot für Praktika, die 
länger als ein Jahr dauern, was das Par-
lament 2016 jedoch ablehnte. Die Mehr-
heit inklusive SP fand, die heutigen Vor-
schriften genügten.

Weniger Arbeit auf Abruf
Auf einen anderen Aspekt der neuen 
Statistik, der eher im Sinne der Gewerk-
schaften ausfällt, geht Travailsuisse in 
der Stellungnahme nicht ein: Der Anteil 
der Angestellten, die am Samstag arbei-
ten, ist seit 2010 von 22,5 auf 19 Prozent 
gesunken. Dasselbe gilt für die politisch 
besonders heiss umkämpfte Sonntags-
arbeit: Knapp 10 Prozent der Angestell-
ten mussten vergangenes Jahr regelmäs-
sig am Sonntag arbeiten. 2010 waren es 
noch mehr als 11 Prozent gewesen. Einen 
Rückgang verzeichnen die Statistiker 
auch bei der Nachtarbeit sowie bei der 
Arbeit auf Abruf. Gestiegen ist hingegen 
der Anteil der Arbeitnehmenden mit fle-
xiblen Arbeitszeiten. ( fab)

Mehr Jobs mit 
Ablaufdatum


